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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER GEMEINDEN, SAMTGEMEINDEN, GEMEINDEFREIEN BEZIRKE UND 

ZWECKVERBÄNDE 
 
Gemeinde Beedenbostel, 12. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Rates Beedenbostel am 04.03.2024 
 
Am Montag, dem 04.03.2024, um 18:00 Uhr findet im Dorfgemeinschaftshaus Beedenbostel, Unter den Eichen 4, 
29355 Beedenbostel, die 12. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Rates Beedenbostel statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Einwohnerfragestunde vor Eintritt in die Beratung von max. 30 Minuten 

2. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 

3. Bericht des Gemeindedirektors und Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen 

4. Berichte der Ausschussvorsitzenden 

5. Beschlussfassung über die Annahme von Spenden 

6. Sachstandsbericht zum Neubau eines Schützenheimes 

7. Terminplanung 

8. Anfragen und Mitteilungen 

9. Einwohnerfragestunde nach Ende der Beratung von max. 15 Minuten 
 

- - - 
 
Haushaltssatzung der Gemeinde Hohne für das Haushaltsjahr 2024 und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Hohne in der 
Sitzung am 11.12.2023 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.840.800 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.940.800 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 45.000 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.683.700 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.717.300 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 209.100 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 133.000 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 30.100 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.892.800 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.880.400 € 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2024 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 520 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 430 v.H. 

 2. Gewerbesteuer 400 v.H. 
 
Lachendorf, den 12.12.2023 
Gemeinde Hohne 
 
Suderburg 
Gemeindedirektorin 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Hohne für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Celle am 20.02.2024 unter dem 
Aktenzeichen 111013-2024/002602 mit einer Nebenbestimmung erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG vom Tage der Bekanntmachung an sieben Tagen während 
der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus in Lachendorf, Zimmer 207, zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 
 
Lachendorf, den 21.02.2024 
Gemeinde Hohne 
 
Suderburg 
Gemeindedirektorin 
 

- - - 
 
Stadt Bergen, Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensat-
zung) 
 
Satzung der Stadt Bergen, Landkreis Celle, über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Ver-
waltungskostensatzung) 
 
Aufgrund der 88 6, 8 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22.08.1996 und der 88 5 
und 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes vom 11.02.1992 - beides in der zurzeit geltenden Fassung 
- hat der Rat der Stadt Bergen in seiner Sitzung vom 27.06.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
§1 Allgemeines 
(1)  Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten - im nachfolgenden Verwaltungstätigkeiten - im eige-

nen Wirkungskreis der Stadt Bergen werden nach dieser Satzung Gebühren und Auslagen - im nachfolgenden 
Kosten - erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gegeben haben. Verwaltungstätigkeiten sind auch Entschei-
dungen über förmliche Rechtsbehelfe.  

(2)  Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Verwaltungs-tätigkeit gerichteter 
Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird.  

(3) Die Erhebung von Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt.  
 
§ 2 Kostentarif 
1)  Die Höhe der Kosten bemisst sich unbeschadet des § 6 nach dem Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
(2)  Die Kosten für regelmäßig wiederkehrende Verwaltungstätigkeiten können auf Antrag für einen im Voraus be-

stimmten Zeitraum, jedoch nicht länger als für 12 Monate, durch einen Pauschalbetrag abgegolten werden; bei 
der Bemessung des Pauschalbetrages ist der geringe Umfang des Verwaltungsaufwandes zu berücksichtigen  
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§ 3 Gebühren 
(1)  Ist für den Ansatz von Gebühren durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und Höchstsätze) bestimmt, so 

sind bei der Festsetzung der Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Gegenstandes zur 
Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle Euro festzusetzen.  

(2) Fällt die Amtshandlung oder Leistung ihrer Art nach in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. 
EU Nr. L 376 S. 36) und ist im Kostentarif für den Ansatz einer Gebühr ein Rahmen bestimmt, so ist bei der 
Festsetzung der Gebühr lediglich das Maß des Verwaltungsaufwandes für die einzelne Amtshandlung oder Leis-
tung zu berücksichtigen. 

(3) Für die Ermittlung des erforderlichen Zeitaufwandes für die einzelne Amtshandlung oder Leistung ist die Zeit 
anzusetzen, die unter regelmäßigen Verhältnissen von einer entsprechend ausgebildeten Fachkraft benötigt wird. 
Soweit im Kostentarif nichts anders bestimmt ist, gelten von der Kostenschuldnerin oder dem Kostenschuldner 
verursachte Wartezeiten sowie bei Amtshandlungen und Leistungen, die An- und Abfahrten erfordern, auch die 
Zeit für die An- und Abfahrten als erforderlicher Zeitaufwand. 

(4) Für die Gebührenberechnung auf Grundlage des Zeitaufwandes sind je angefangene Viertelstunde die jeweiligen 
Gebührensätze des § 1 Abs. 4 Satz 5 Nrn. 1 bis 4 der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amts-
handlungen und Leistungen (Allgemeine Gebührenordnung – AllGO) in der jeweils geltenden Fassung zugrunde 
zu legen. 

(5)  Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebeneinander vorgenommen, so ist für jede Verwal-
tungstätigkeit eine Gebühr zu erheben.  

(6)  Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit ganz oder teilweise abgelehnt oderzurückgenommen, 
bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist, so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt 
werden.  

(7)  Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschuldeter Unkenntnis, so kann von 
einer Gebührenerhebung abgesehen werden. 

(8)  Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen, so wird die für die 
Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet.  

(9) Soweit Amtshandlungen oder sonstige Verwaltungstätigkeiten der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, erhöhen sich 
die Gebühren um den Betrag, der nach dem Umsatzsteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung als Umsatz-
steuer zu entrichten ist. Die Erhöhung ist Teil der Gebühr. 

 
§ 4 Rechtsbehelfsgebühren 
(1)  Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr für die Entscheidung über den Rechtsbehelf das 

Eineinhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung anzusetzen war. War für die Verwaltungstä-
tigkeit keine Gebühr festzusetzen, so richtet sich die Gebühr nach Nummer 5.1 des Kostentarifs, dies gilt nicht 
für Sozialhilfesachen. 

(2)  Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder teilweise zurückgenommen, so ermäßigt 
sich die sich aus Abs. 1 ergebende Gebühr nach dem Umfang der Abweisung oder der Rücknahme, im Falle der 
Rücknahme auf höchstens 25 v.H.  

(3)  Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder zurückgenommen, so sind die gezahlten 
Rechtsbehelfskosten ganz oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die Aufhebung auf unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben desjenigen beruht, der den Rechtsbehelf eingelegt hat. 

 
§ 5 Gebührenbefreiung 
(1)  Gebühren werden nicht erhoben für  
 1.  mündliche Auskünfte, es sei denn, dass diese besonderen Aufwand erfordern,  
 2.  Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten:  
  Arbeits- und Dienstleistungssachen,  
  Besuch von Schulen,  

Zahlung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengeldern, Unterstützungen und dergleichen 
aus öffentlichen und privaten Kassen,  

  Sozial- und Jugendhilfesachen, 
Nachweise der Bedürftigkeit,  

   Sozialversicherungssachen  
 3.  Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, Niederschlagung oder den Erlass von Verwaltungskosten betreffen,  
 4.  steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für die Vergabe öffentlicher Aufträge,  
 5. Verwaltungstätigkeiten, zu denen in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im Lande, eine Be-

hörde des Bundes oder eine Behörde eines anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass 
die Gebühr einem Dritten zur Last zu legen ist.  

 
Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts einschließlich 
ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen zur Durchführung von Zwecken im Sinne des 
§ 54 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung Anlass gegeben haben, es sei denn, dass die 
Gebühr einem Dritten zur Last zu legen ist. 

(2)  Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz 1 genannten Fällen ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.  

(3)  Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht angewandt. 
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§ 6 Auslagen 
(1)  Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Verwaltungstätigkeit besondere Auslagen notwendig, 

so hat der Kostenschuldner sie ohne Rücksicht darauf, ob eine Gebühr zu entrichten ist, zu erstatten. Dies gilt 
nicht für besondere Auslagen bei der Bearbeitung eines Rechtsbehelfs, soweit diesem stattgegeben wird.  

(2)  Als Auslagen werden insbesondere erhoben:  
1. Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die Ladung von Zeugen und Sachver-

ständigen,  
2. Telefon- und Faxgebühren,  
3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,  
4. Zeugen- und Sachverständigengebühren,  
5.  bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten,  
6.  Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zu zahlen sind,  
7.  Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,  
8.  Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften, Auszüge, Kosten für Foto-

kopien, Lichtpausen und Vervielfältigungen nach den im Kostentarif vorgesehenen Sätzen.  
(3)  Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und den Gebietskörperschaften im Lande werden Auslagen nur 

erhoben, wenn sie den Betrag von 10 Euro überschreiten.  
 
§ 7 Kostenpflichtiger 
(1)  Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet: 

1.  wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat,  
2.  wer die Kosten durch eine der Stadt gegenüber oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat,  
3.  wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.  

(2)  Kostenpflichtiger nach & 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat. Wenn dieser jedoch nicht in eigenem 
Namen sondern als ordnungsgemäß Bevollmächtigter eines anderen oder als dessen gesetzlicher Vertreter han-
delt, so ist nicht er selbst, sondern der von ihm Vertretene Kostenpflichtig.  

(3)  Mehrere Kostenpflichtige sind Gesamtschuldner.  
 
§ 8 Entstehung der Kostenpflicht 
(1)  Die Gebührenpflicht entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages.  
(2)  Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.  
 
§ 9 Fälligkeit der Kostenschuld 
(1)  Die Kostenschuld wird mit der Anforderung fällig. 
(2)  Eine Verwaltungstätigkeit kann von der vorherigen Zahlung der Kosten oder von der Zahlung Sicherstellung eines 

angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. Soweit der Vorschuss die endgültige Kosten-
schuld übersteigt, ist er zu erstatten.  

(3)  Die Kosten können auch durch Postnachnahme (Porto und Nachnahmekosten eingeschlossen) erhoben werden.  
 
§ 10 Säumniszuschläge 
Werden die Kosten nicht bis zum Ablauf eines Monats nach dem Erfüllungstag entrichtet, so kann für jeden angefan-
genen Monat der Säumnis ein Zuschlag von eins von Hundert des rückständigen Betrages erhoben werden, wenn 
dieser 50 Euro übersteigt.  
 
§ 11 Billigkeitsmaßnahme 
Zur Vermeidung besonderer Härte können in begründeten Einzelfällen auf Antrag Zahlungserleichterungen oder Er-
mäßigungen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen gewährt werden.  
 
§ 12 Anwendung des Verwaltungskostengesetzes 
Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4 Abs. 4 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes sinngemäß Anwendung.  
 
§ 13 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 14. Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Celle in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Verwaltungskostensatzung der Stadt Bergen vom 26.06.2003 außer Kraft. 
 
Bergen den 28.06.2023  
Stadt Bergen 
 
Claudia Dettmar-Müller L.S. 
Bürgermeisterin 
 

- - - 
 
Gemeinde Langlingen, Aufstellungsbeschluss 
 
Gemeinde Langlingen                                                           Langlingen, den 22.02.2024 
Der Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
Aufstellungsbeschluss 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Die Gemeinde Langlingen hat am 13.2.2024 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Erweiterung Gewerbege-
biet“ mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet“ beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 3.11.2017 (BGBl. I 
Seite 3634) in der zuletzt geltenden Fassung bekanntgemacht. 
 
Der Planbereich befindet sich am südöstlichen Ortsrand Langlingens. Er wird im Folgenenden im Maßstab 1:5.000 
dargestellt. 
 

 
 
Ziel und Zweck der Planung: 
Im Gewerbegebiet Langlingen sind südlich der Bahnhofstraße bislang zwar noch gewerblich zu nutzende Baugrund-
stücke frei, aber die Gemeinde möchte rechtzeitig vorbereitend eine weitere Fläche für die zukünftige Entwicklung zur 
Verfügung stellen. 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB werden die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 

 
vom 01.03. bis einschließlich 05.04.2024 

 
zur Unterrichtung und Erörterung im Rathaus der Samtgemeinde Flotwedel, Am Alten Bahnhof 3, 29342 Wienhausen 
– Team III (Bauen und Umwelt) öffentlich ausgelegt. 
 
Öffnungszeiten: 
 
ohne Terminvergabe:  Dienstag: 08:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr 
mit Terminvergabe:   Montag, Mittwoch bis Freitag 
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(Vereinbaren Sie einen Termin unter der Telefonnummer 05149 181 32 bzw. 05149 181 0). 
 
Sämtliche das Verfahren betreffende Unterlagen sind auf der Homepage der Samtgemeinde Flotwedel 
https://www.flotwedel.de/aus-dem-rathaus/oeffentliche-auslegung-1 einsehbar 
 
Die Unterlagen werden ebenfalls über das Portal des Landes Niedersachsen unter https://uvp.niedersachsen.de/ ein-
gestellt. Bei Bedarf geben Sie bitte den Namen der Gemeinde Langlingen in die Suchmaske ein. 
 
Anregungen können während der Auslegungsfrist unserem Büro schriftlich (z.B. Briefpost, E-Mail (info@buero-keller-
hannover.de), Fax oder in sonstiger Weise in geschriebener Form) übermittelt und bei der Samtgemeinde Flotwedel 
während der Sprechzeiten nach telefonischer Anmeldung zur Niederschrift vorgebracht werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 
Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen 
der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Wienhausen, den 22.02.2024 
Gemeinde Langlingen 
 
Ernst-Ingolf Angermann 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Gemeinde Südheide, Aktualisierung zur Ankündigung der Kartierungen vom 15.02.2024 für das Projekt 380 kV-Ost-
niedersachsenleitung 
 
Gemeinde Südheide - Bekanntmachung anderer Stellen 
 
Aktualisierung zur Ankündigung der Kartierungen vom 15.02.2024 für das Projekt 380 kV-Ostniedersachsenleitung 
 
Die TenneT TSO GmbH informiert zum neusten Stand der Arbeiten zur Kartierung der Flora und Fauna im Zusam-
menhang mit dem geplanten Parallelneubau der 380-kV-Ostniedersachsenleitung von Wahle bis nach Stadorf. 
 
Die Stromleitung zwischen der Elbe (Landesgrenze Schleswig-Holstein / Niedersachsen) bis nach Wahle in Vechelde, 
ist ein wesentlicher Stromtransportkanal in Nord-Süd-Richtung. Die momentane technische Ausstattung der Leitung ist 
nicht ausreichend, um den Anforderungen eines modernen Stromnetzes und der Energiewende gerecht zu werden. 
Hierfür bedarf es der Erhöhung der Übertragungskapazität in Form einer zusätzlichen Stromleitung sowie Anpassun-
gen der dazugehörigen Umspannwerke. 
Im Rahmen dieser Maßnahme ist daher ein Parallelneubau einer 380 kV-Freileitung zur Erhöhung der Stromtragfähig-
keit vorgesehen. 
Dieses Projekt ist im Bundesbedarfsplangesetz als Vorhaben Nr. 58 sowie im Netzentwicklungsplan als P113 enthal-
ten. 
 
Kartierungsarbeiten: 
Für den geplanten Parallelneubau sind Tätigkeiten zur Beobachtung und Erfassung (Kartierung) der raumordnerischen 
und umweltfachlichen Situation geplant. Ab Februar 2024 werden im Bereich der Bestandstrasse, Bereichen für mög-
liche Trassenalternativen sowie den bestehenden Umspannwerken und in den Bereichen der Suchräume für deren 
notwendige Erweiterung Kartierungsarbeiten statt. Die dafür notwendigen Begehungen erfolgen je nach Vegetations-
zeit und Witterungsbedingungen. Ziel der Kartierungsarbeiten ist die Gewinnung von Erkenntnissen zum Umwelt-
schutz, die anschließend zur möglichst umweltverträglichen Planung des Projekts genutzt werden. 
 
Die Kartierungsarbeiten werden von dem Umweltplanungsbüro IHB GmbH Ingenieurdienstleistungen (IHB) im Auftrag 
der TenneT TSO GmbH vorgenommen. Dafür ist es erforderlich, dass die Beauftragten Grundstücke betreten sowie 
wald- und landwirtschaftliche Wege des geplanten Projektraumes befahren können. Für Ihr Verständnis möchten wir 
uns bedanken. 
 
Art und Umfang der Kartierungen 
> Erfassung von Amphibien und ihrer Habitate (bis Oktober 2024) 
> Erfassung von Reptilien und ihrer Habitate (bis September 2024) 
> Biotoptypenkartierung (bis Mai 2024) 
> Waldwertgutachten für die Bestimmung des Kompensationsfaktors (bis Mai 2024) 
> Zuwegungsbegehung (bis Mai 2024) 
> Detektorbegehung zur Erfassung von Fledermäusen (bis Oktober 2024) 
 
  

https://uvp.niedersachsen.de/
mailto:info@buero-keller-hannover.de
mailto:info@buero-keller-hannover.de
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Zum Leitungsbauprojekt Ostniedersachsenleitung: 
Der Gesetzgeber hat TenneT als Übertragungsnetzbetreiber damit beauftragt, für die bestehende 380 kV-Leitung zwi-
schen der Elbe (Landesgrenze Schleswig-Holstein / Niedersachsen) und Wahle in Vechelde eine Verstärkung in Form 
eines Parallelneubaus zu planen. Das Projekt wird als Freileitung geplant. 
In den kommenden Monaten werden Daten für das Planungs- und Genehmigungsverfahren gesammelt, im Rahmen 
dessen alle raumbedeutsamen Nutzungen und Schutzgüter im Untersuchungsgebiet erfasst und mögliche Konflikte 
frühzeitig aufgezeigt werden sollen. Unser Ziel ist es, die Belange von Mensch und Umwelt gleichermaßen zu schützen. 
 

 
 TenneT TSO GmbH Adresse: Bernecker Straße 70, 95448 Bayreuth 
 Internet: www.tennet.eu Sitz der Gesellschaft: Bayreuth AG Bayreuth: HRB 4923 
 Vorsitzende des Aufsichtsrats: Manon van Beek Geschäftsführer: Tim Meyerjürgens, Maarten Abbenhuis,  
Dr. Arina Freitag 
 
Rechtliche Grundlage 
Nach § 44 Abs. 1 EnWG sind Eigentümer oder sonstige Nutzungsberechtigte der betroffenen Grundstücke verpflichtet, 
die zur Vorbereitung der Planung des Vorhabens notwendigen Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchun-
gen sowie sonstige Vorarbeiten durch den Träger des Vorhabens oder von ihm Beauftragten zu dulden. 
 
Bei den Begehungen und Kartierungsarbeiten können in der Regel keine Flurschäden entstehen. Es werden keine 
Maschinen eingesetzt; es handelt sich um Begehungen zu Fuß oder Befahrungen öffentlicher und wald- und landwirt-
schaftlicher Wege. Sollte es trotz aller Vorsicht zu Flurschäden kommen, bitten wir um Benachrichtigung: 
 
TenneT TSO GmbH 
Mark Fischer, Referent für Bürgerbeteiligung 
Tel.: +49 (5132) 89 - 6073 
E-Mail mark.fischer1@tennet.eu 
 
Gesetzestext des § 44 EnWG 
 
§44 
Vorarbeiten 
(1) Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung und der Baudurchführung eines 
Vorhabens oder von Unterhaltungsmaßnahmen notwendige Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchun-
gen einschließlich der vorübergehenden Anbringung von Markierungszeichen sowie sonstige Vorarbeiten durch den 
Träger des Vorhabens oder von ihm Beauftragte zu dulden. Weigert sich der Verpflichtete, Maßnahmen nach Satz 1 
zu dulden, so kann die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag des Trägers des Vorhabens gegenüber dem 
Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten die Duldung dieser Maßnahmen anordnen. 

mailto:mark.fischer1@tennet.eu
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(2) Die Absicht, solche Arbeiten auszuführen, ist dem Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten mindestens 
zwei Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt unmittelbar oder durch ortsübliche Bekanntmachung in den Gemein-
den, in denen die Vorarbeiten durchzuführen sind, durch den Träger des Vorhabens bekannt zu geben. 
 
(3) Entstehen durch eine Maßnahme nach Absatz 1 einem Eigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten unmittel-
bare Vermögensnachteile, so hat der Träger des Vorhabens eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 
Kommt eine Einigung über die Geldentschädigung nicht zustande, so setzt die nach Landesrecht zuständige Behörde 
auf Antrag des Trägers des Vorhabens oder des Berechtigten die Entschädigung fest. Vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. 
 
(4) Ein Rechtsbehelf gegen eine Duldungsanordnung nach Absatz 2 Satz 2 einschließlich damit verbundener Vollstre-
ckungsmaßnahmen nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen eine Duldungsanordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung oder Bekanntgabe der 
Duldungsanordnung gestellt und begründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der 
Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden. 
 

- - - 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN ANDERER STELLEN 
 
 
D. SONSTIGE MITTEILUNGEN 


